
Sachsen-Wahl

Verfassungsklage zu
AfD-Mauschelei
Wegen möglicher Rechts -
verstöße der AfD wird die
sächsische Landtagswahl von
2014 zum Fall für den Ver -
fassungsgerichtshof: Arvid
Samtleben, ehemaliger Land-
tagskandidat der AfD, hat
 gegen seine Streichung von
der Wahlliste Beschwerde
 eingelegt. Eigentlich müsste
Samtleben erst die Entschei-

dung des Wahlprüfungsaus-
schusses des Sächsischen
Landtags abwarten, doch der
Ausschuss zögert das Verfah-
ren seit mittlerweile 30 Mona-
ten hinaus. Diese überlange
Dauer sei „offensichtlich
 unangemessen und unzu mut -
bar“ und ver letze Samt leben
„in seinem Grundrecht auf
 effektiven Rechtsschutz“,
heißt es in der Beschwerde. 

Samtleben war von einem
AfD-Landesparteitag auf 
die Wahlliste gesetzt worden,

doch der Landesvorstand 
um  Parteichefin Frauke Petry
ließ ihn wegen innerpar -
teilicher Konflikte wieder
streichen. Ohne die Strei-
chung säße Samtleben heute
im Landtag, weshalb er 
in seiner Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof 
nun fordert, dass die an sei-
ner Stelle eingezogene
 säch sische AfD-Kandidatin
„ihr Mandat verliert“ und 
er selbst  „Mitglied des Land-
tages wird“. ama

Bahn

Mehr für weniger
Inhaber der Bahncard 50
müssen teilweise mehr für
ihre Zugtickets zahlen als
Bahncard-25-Kunden, ob-
wohl die Bahncard 50 erheb-
lich teurer ist. Das passiert
etwa, wenn man Sparpreis -
tickets bucht und statt der
Fernbahnhöfe Haltestellen
aus dem Regionalverkehr
 angibt. 

So kostet beispielsweise
mit Bahncard 50 eine Fahrt
von Hamburg Hauptbahnhof
nach Berlin Friedrichstraße
29 Euro, für den Bahncard-25-
Besitzer dagegen nur 21,75
Euro, da der Regional- und
S-Bahn-Verkehr einbe zogen
wird. Außerdem fehlt den
Bahncard-50-Inhabern der
„+City“-Bonus, mit dem man
innerhalb des Stadt gebiets
umsonst weiterfahren kann.
Bucht der Bahncard-50-Kun-
de von Hauptbahnhof zu
Hauptbahnhof, zahlt er wie-
derum nur 21,75 Euro und be-
kommt den „+City“-Bonus. 
„Was die Bahn macht, ist

mindestens im Graubereich
der Verbrauchertäuschung“,
sagt der Grünen-Abgeordne-
te Matthias Gastel. Die Bahn
solle bei den Preisen das
 einhalten, was sie vorher
 ihren Fahrgästen verspreche,
nämlich eine prozentuale
 Ermäßigung pro Ticket, so
Gastel. Die Bahn erklärt:
„Leider konnten wir bezüg-
lich der Anerkennung der
Bahncard 50 im Regionalver-
kehr noch keine Einigung 
mit den privaten Eisenbahn-
unternehmen erzielen. Die
Verhandlungen dazu laufen
noch.“ akm

Deutschland
Autobahnen

Behörde will Verbot
der Privatisierung
Die Gegner einer Autobahn-
privatisierung bekommen Un-
terstützung vom Bundesrech-
nungshof. In einem bisher
 unveröffentlichten Bericht an
den Haushaltsausschuss des
Bundestags empfiehlt die
Kontrollbehörde, ein generel-
les Privatisierungsverbot des
Autobahnnetzes im Grund -
gesetz zu verankern. Dieses
Verbot soll auch verhindern,
dass die Bundesregierung,
wie geplant, Privatinvestoren
durch die Hintertür einbezie-
hen kann. Nach den bisheri-
gen Plänen von Verkehrs -
minister Alexander Dobrindt
(CSU) und Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU)
sollen zwar die Autobahnen
und die neu zu gründende In-
frastrukturgesellschaft im Be-
sitz des Bundes bleiben. Je-
doch gilt das nicht für deren
Tochterfirmen. Außerdem
sollen sich Unternehmen
über öffentlich-private Part-
nerschaften (ÖPP) am deut-
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schen Autobahnnetz beteili-
gen. Solche Partnerschaften
sollten nach Ansicht des
Rechnungshofs die Ausnah-
me bleiben und auf Strecken
von maximal 100 Kilometern
beschränkt werden. 

In der Vergangenheit hat
der Rechnungshof bei mehre-
ren ÖPP-Projekten heraus -
gefunden, dass sie den Steuer-
zahler mehr kosten als rein
staatliche. Die „funktionale
Privatisierung“ ganzer Teil-
netze sei „grundgesetzlich
auszuschließen“, urteilt der
Rechnungshof nun. Sven-
Christian Kindler, haushalts-
politischer Sprecher der

 grünen Bundestagsfraktion,
fordert deshalb wirksame Pri-
vatisierungsschranken: „Die
 Autobahnen dürfen nicht zu
Renditeobjekten für Banken
und Versicherungen werden.“
Ein Gutachten der Techni-
schen Universität Berlin sieht
in der Gründung der Bundes-
infrastrukturgesellschaft sogar
eine Entmachtung des Parla-
ments. Die  Gesellschaft kön-
ne allein entscheiden, welche
Autobahnstrecken vorrangig
ausgebaut oder instandgesetzt
würden. Noch im Mai soll der
Bundestag die Neuorganisa -
tion des deutschen Autobahn-
netzes beschließen. was

Geheimdienste

BND überwachte
Interpol
Der Bundesnachrichtendienst
(BND) hat viele Jahre lang
die internationale Polizei -
behörde Interpol ausgespäht.
Neben der Interpol-Zentrale
im französischen Lyon zapfte
der deutsche Geheimdienst
spätestens seit 2000 über ei-

nen längeren Zeitraum auch
Verbindungsbüros des Polizei-
netzwerks in Österreich,
 Dänemark, Belgien, Griechen-
land, Spanien, Italien, den
USA und Dutzenden weite-
ren Ländern an. Das geht 
aus Unterlagen hervor, die
der SPIEGEL einsehen und
auswerten konnte. Demnach
speiste der BND neben
E-Mail-Adressen auch Tele-

fon- und Faxnummern der
Fahnder in seine Selektoren-
liste zur Überwachung ein. 

Interpol gehören 190 Mit-
gliedstaaten an, das deutsche
Büro befindet sich beim Bun-
deskriminalamt in Wiesbaden.
Neben Interpol erfassten die
Deutschen auch Daten der eu-
ropäischen Polizeibehörde
Europol im niederländischen
Den Haag. Fragen dazu, etwa

ob das Ausspähen von Poli-
zeibehörden in Europa durch
das Auftragsprofil der Bun-
desregierung gedeckt war,
 beantwortete der BND nicht.
Zu operativen Aspekten sei-
ner Arbeit äußere sich der
Dienst ausschließlich gegen-
über der Bundesregierung
und den zuständigen Gre-
mien des Bundestags, teilte
ein Sprecher mit. kno, mba
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